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fen zu können, was ihnen anschließend auch noch 
misslungen ist.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn Sie sich ansehen, in welcher Zeit der CDS-
Bestand bei der NRW.BANK aufgewachsen ist, 
dann werden Sie eine gewisse Parallelität feststel-
len.  

Herr Möbius, Sie sagen, das Desaster beim Lan-
desarchiv in Duisburg sei aufgrund der falschen 
Strukturen des BLB in der Vergangenheit gemacht 
worden. Hierzu muss ich sagen: Das ist so ähnlich, 
als wenn der Dieb, der tief in die Kasse greift, sich 
darüber beschwert, dass sie jemand offenstehen 
gelassen hat. Hierzu kann ich nur sagen: Das ha-
ben Sie vergeigt, und dabei müssen Sie auch blei-
ben. 

Das Thema „WestLB“, Herr Witzel – da muss ich 
Sie korrigieren –, ist für mich nicht unangenehm. Ich 
glaube, dass wir für manche Landesbank, die in der 
Zukunft noch Probleme haben wird und diese lösen 
muss, eine Blaupause geliefert haben. Wenn Sie 
aber in dieser Weise in der Öffentlichkeit Spekulati-
onen verbreiten und sich dahinter verstecken, das 
seien Sie den Steuerzahlern und den Wählern 
schuldig, dann muss ich sagen, dass Sie Ihren Auf-
trag schlicht und ergreifend nicht begriffen haben, 
denn Sie verursachen Schaden für die Bank, für 
den Steuerzahler und das Land. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Mir liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor. Ich schließe damit die Beratung zu den 
Einzelplänen 12 und 20. 

Wir kommen zur Abstimmung. Erstens stimmen wir 
ab über den Einzelplan 12. Der Haushalts- und Fi-
nanzausschuss empfiehlt in Beschlussempfeh-
lung Drucksache 16/1212, den Einzelplan 12 un-
verändert anzunehmen. Wer dem seine Zustim-
mung geben kann, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Wer kann dem nicht seine Zustimmung ge-
ben? – Damit ist die Beschlussempfehlung ange-
nommen und der Einzelplan 12 in zweiter Lesung 
verabschiedet mit den Stimmen der Fraktionen von 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen gegen die Stim-
men der CDU-Fraktion, der FDP-Fraktion und der 
Piratenfraktion  

(Zurufe: Enthaltungen!) 

bei einigen Enthaltungen. 

Zweitens lasse ich abstimmen über den Ände-
rungsantrag Drucksache 16/1318 zum Einzelplan 
20. Wer dem seine Zustimmung geben kann, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Wer kann dem 
nicht zustimmen? – Wer enthält sich? – Damit ist 
der Änderungsantrag angenommen mit den Stim-
men von SPD, Bündnis 90/Die Grünen bei unter-

schiedlichem Abstimmungsverhalten der CDU-
Fraktion, der Piraten und bei Enthaltung der FDP-
Fraktion.  

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Wir stimmen nun über den Änderungsantrag 
Drucksache 16/1319 ab. Wer dem seine Zustim-
mung geben kann, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Damit ist der Änderungsantrag angenom-
men mit den Stimmen von SPD, CDU, Bündnis 
90/Die Grünen und FDP bei zum großen Teil Nicht-
beteiligung der Fraktion der Piraten.  

Die Gesamtabstimmung über den Einzelplan 20 
und das Haushaltsgesetz werden wir wie üblich 
und mehrfach angekündigt erst morgen nach Ab-
schluss der Beratung über alle Einzelpläne vorneh-
men.  

Ich rufe nun auf: 

 Einzelplan 03 
Ministerium für Inneres und Kommunales 

Ich gebe einen Hinweis auf die Beschlussempfeh-
lung und den Bericht des Haushalts- und Finanz-
ausschusses Drucksache 16/1203.  

Ich eröffne die Beratung und erteile für die CDU-
Fraktion dem Herrn Abgeordneten Kruse das Wort.  

Theo Kruse (CDU): Herr Präsident! Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Wahrscheinlich werden die 
Beratungen zum Einzelplan 03 heute nicht die Wir-
kungen haben wie die am 14. März dieses Jahres, 
in deren Verlauf der Landtag aufgelöst wurde.  

Ja, Rot-Grün hat eine satte und stabile Mehrheit, die 
vieles ermöglicht.  

(Vereinzelt Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Doch diese Landesregierung sowie die Fraktionen 
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen werden weder 
ihren Gestaltungsmöglichkeiten noch ihrem Gestal-
tungsauftrag gerecht. Sozusagen alle öffentlichen 
Haushalte in Nordrhein-Westfalen sind überschul-
det. Wir müssen in der Tat von einer Überschul-
dungskrise sprechen. Es brennt lichterloh. Jeder 
weiß das eigentlich. Wir stehen vor erheblichen 
Veränderungsnotwendigkeiten. Und bis heute – das 
muss ich so feststellen, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen von Rot-Grün – haben Sie keinen einzigen 
strukturellen Sparvorschlag unterbreitet.  

Ganz ohne Frage haben Sie, Herr Minister Jäger, in 
den letzten Monaten auch bundesweit durch unter-
schiedliche Maßnahmen und Aktionen an Populari-
tät gewonnen. Ich sage Ihnen, Herr Minister Jäger, 
wir stehen an Ihrer Seite, wenn es um die Stabilität 
unserer Demokratie, wenn es um die Bekämpfung 
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des Naziterrors, wenn es um die Bekämpfung des 
Rechts- und des Linksextremismus geht und wenn 
es heißt: Null Toleranz gegenüber Gewalt. – Bei all 
dem haben Sie uneingeschränkt unsere Unterstüt-
zung. 

Aber Sie tragen als zuständiger Fachminister seit 
nunmehr zweieinhalb Jahren auch eine besondere 
Verantwortung für die innere Ordnung und für den 
inneren Zusammenhalt unserer Gesellschaft insge-
samt.  

Nordrhein-Westfalen ist, was die Zahl der Straftaten 
und die Aufklärungsquote betrifft, das Flächenland 
mit den schlechtesten Werten in Deutschland: Mit 
ca. 1,5 Millionen registrierten Straftaten und einer 
Aufklärungsquote von deutlich unter 50 % befindet 
sich die Kriminalität weiterhin auf einem unerträglich 
hohen Niveau.  

Sie, Herr Minister, reagieren auf bestimmte Krimina-
litätsentwicklungen öffentlichkeitswirksam mit Akti-
onsprogrammen. Das kann man so machen. Not-
wendig wäre aus unserer Sicht aber ein schlüssiges 
Gesamtkonzept, mit welchen langfristig ausgerichte-
ten Maßnahmen Sie eine deutliche Verringerung 
der Zahl der Straftaten und eine deutliche Verbes-
serung der Aufklärungsquote erreichen wollen. Bis 
heute fehlt hier jede Perspektive. Das gilt auch für 
den Bürokratieabbau. Hier registrieren wir im Ver-
lauf der letzten zwei Jahre eher einen Aufbau als 
die notwendige Verschlankung des Staates.  

Unsere Polizei hat die uneingeschränkte Rücken-
deckung durch die Politik verdient. Wir wissen, dass 
die Belastungsgrenze im täglichen Einsatz häufig 
überschritten wird. Auch deswegen brauchen wir 
eine neue Bewertung aller seitens der Polizei zu er-
füllenden Aufgaben. Bis heute – nach zweieinhalb 
Jahren – Fehlanzeige! 

(Vorsitz: Vizepräsident Oliver Keymis) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, am 
31. Dezember 2011 gab es in Nordrhein-Westfalen 
mehr als 441.000 Beschäftigte im öffentlichen 
Dienst des Landes bei einer Personalkostenquote 
von mehr als 44 % und einer Personalsteuerquote 
von mehr als 63 % bei stetig steigenden Pensions-
lasten.  

Auch vor dem Hintergrund dieser dramatischen 
Entwicklung hält die CDU-Fraktion es für unverant-
wortlich, die dringend erforderliche große Reform 
des öffentlichen Dienstrechts auf die sogenannte 
lange Bank zu schieben und nur einige wenige An-
passungen vorzunehmen. 

In knapp fünf Minuten Redezeit kann man nur wenig 
ansprechen und wenig diskutieren. Deswegen ab-
schließend, verehrte Kolleginnen und Kollegen: Die 
rot-grüne Landesregierung und die sie tragenden 
Fraktionen leisten aus Sicht der CDU-Fraktion kei-
nen Beitrag zur Verringerung der Staatsschulden 
und zur dringend notwendigen Konzentration auf 

die Kernaufgaben des Staates. Deswegen lehnt die 
CDU-Fraktion den Einzelplan 03 ab. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herzlichen Dank, 
Herr Kollege Kruse. – Für die SPD-Fraktion spricht 
nun Kollege Stotko.  

Thomas Stotko (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege 
Kruse hat es kurz angesprochen: Vor genau 34 
Wochen stand ich genau an diesem Platz und 
kämpfte für den ersten zu behandelnden Einzelplan. 
Ich schöpfte meine damaligen zehn Minuten Rede-
zeit fast vollständig aus, weil ich die Hoffnung hatte, 
liebe Kolleginnen und Kollegen von CDU und FDP, 
Sie überzeugen zu können, dem Haushalt zuzu-
stimmen.  

(Zurufe von der FDP: Oh, oh!) 

Die Piraten hätten, wenn sie schon dagewesen wä-
ren, vermutlich zustimmt. Aber die konnten der Re-
de ja nicht lauschen.  

Die Konsequenzen kennen wir alle. Mich haben 
zahlreiche Kolleginnen und Kollegen und auch Mit-
arbeiter in diesem Haus angesprochen und gesagt: 
Bitte, Herr Stotko, geben Sie sich diesmal ein biss-
chen mehr Mühe, damit der Haushalt funktioniert! – 
Ich sage es mal so: Wenn die Beteiligung in den 
anderen Fraktionen weiter so gering bleibt, wird das 
sowieso kein Problem sein. Da wir nach der Land-
tagswahl jetzt aber dankbarerweise über ausrei-
chende Mehrheiten verfügen, wird es diesmal wohl 
auf jeden Fall gelingen.  

Bereits im März 2012 habe ich den damaligen Ent-
wurf des Einzelplans 03 gelobt. Er hat in der neuen 
Form kaum Veränderungen erfahren. Wie es sich 
für gutes Haushalten gehört, sind nunmehr die Kos-
ten der Landtagswahl in Höhe von 15,5 Millionen € 
enthalten, die nicht angefallen wären, hätten Sie 
sich damals von mir überzeugen lassen.  

Richtigerweise werden den Bezirksregierungen 
800.000 € aus den Stärkungspakt-Mitteln zugewie-
sen, um damit Personal zu beschäftigen und den 
Kommunen in der wichtigen Frage der Konsolidie-
rung und des Stärkungspaktes zu helfen.  

Schließlich will ich erwähnen, auch wenn ich nicht 
der kommunalpolitische Sprecher bin – so ist diese 
kommunalfreundliche Regierung nun mal –: 
2 Millionen € gibt es für die Anbindung der kommu-
nalen Leitstellen an den Digitalfunk. Das ist eine 
wichtige Veränderung. Die Kommunen und die 
Kreise sind uns sehr dankbar für diese Hilfe.  

Ich könnte jetzt auf die Investitionen in neu gekaufte 
Streifenwagen, auf die knapp 100 Millionen € für 
den allgemeinen Digitalfunk oder auf das Projekt 



Landtag   07.11.2012 

Nordrhein-Westfalen 513 Plenarprotokoll 16/11 

 

„Kurve kriegen“ mit 9 Millionen € verweisen, wel-
ches unsere Politik der Prävention weiterhin stärkt. 
Aber ich möchte hier noch auf einen anderen Punkt 
eingehen, nämlich auf 10.000 unbearbeitete DNA-
Proben. 

Herr Kollege Kruse, ich habe bereits im Ausschuss 
darauf hingewiesen. In Ihrer Zeit ist es Ihnen gelun-
gen, über 10.000 DNA-Proben nicht untersuchen zu 
lassen, sodass Strafverfahren nicht vorankommen. 
Wir erhöhen diesen Ansatz nun auf 8,2 Millionen € 
und werden den größten Teil davon abbauen.  

Lieber Kollege Schulz und lieber Kollege Schatz, 
Sie können ja noch darauf eingehen: Von den Pira-
ten gibt es den Antrag, genau diese Mittel nicht zur 
Verfügung zu stellen. Das erstaunt mich durchaus. 
Sie wollen, dass letztlich über 4.000 DNA-Proben 
nicht untersucht werden und damit Strafverfahren 
hier in Nordrhein-Westfalen nicht vorankommen 
können. Mich interessiert, wie Sie das begründen 
wollen.  

Sie fordern auch weiterhin die Aufstockung auf 
1.700 Einstellungen, also 6 Millionen € mehr für die 
Polizei. Dass ich Ihnen da Nachhilfe geben muss, 
erstaunt mich jedes Mal aufs Neue. Dies ist der 
Haushalt 2012, Herr Kollege Schatz. Darin sind be-
reits 1.400 Einstellungen enthalten. Das Geld, das 
Sie in den Haushalt einstellen wollen, wird im Jahr 
2012 mit keinem Cent mehr helfen. Hätten Sie ein 
bisschen mehr Ahnung von dieser Materie, hätten 
Sie diesen Antrag erst gar nicht gestellt.  

Kollege Kruse, Sie erlauben mir, dass ich einmal auf 
die Kriminalität eingehe. Sie fordern in dieser Frage 
ein schlüssiges Konzept des Innenministers und 
sagen: Publikumswirksame Sachen reichen mir 
nicht aus. – Ich will daran erinnern, was Ihr Innen-
minister seinerzeit gemacht hat – ja, das tut Ihnen 
weh, dass wir auf die Vergangenheit hinweisen –: 
Er hat die Zahlen der Kriminalitätsstatistik geschönt, 
hat manches nicht mehr aufgenommen und damit 
die Statistik verfälscht und reduziert. Ich erwarte von 
einem Innenminister etwas anderes. Das war Ihr 
schlüssiges Konzept gegen Kriminalität.  

Da ich nur fünf Minuten Redezeit habe und die Zeit 
schnell vergeht, möchte ich jetzt noch zwei Punkte 
betonen, die mir enorm wichtig sind. 

Erstens: die Flüchtlingslage in der Welt. Die stei-
gende Zahl von Menschen, die nicht nur in Nord-
rhein-Westfalen Hilfe suchen, stellt nicht nur unser 
Land, sondern auch die Kommunen vor große Her-
ausforderungen. Ich möchte an dieser Stelle aus-
drücklich den Kommunen, die größtenteils große 
Bereitschaft zur Mithilfe gezeigt haben, und den 
Hilfsorganisationen, vorneweg dem Technischen 
Hilfswerk und dem Roten Kreuz, für ihre tolle eh-
renamtliche Arbeit, mit der sie Menschen ohne Ob-
dach, ohne Speisen und mit viel Angst helfen, dan-
ken.  

(Beifall) 

– Danke! Das ist, glaube ich, ein Applaus aller Frak-
tionen in diesem Saal; aber damit will ich nicht ko-
kettieren.  

„Mein“ Rotes Kreuz war selber nach zahlreichen 
Tagen zurückgekehrt und freute sich gerade auf die 
Familien, als erneut ein Einsatz kam. Alle sind mit 
dem gleichen Engagement und dem gleichen Ehr-
geiz wieder nach Unna-Massen gefahren und be-
treuen dort die Flüchtlinge. Das ist ein wichtiger 
Punkt. Denn nicht nur das Ehrenamt wird dadurch 
Belastungsproben ausgesetzt, sondern auch die 
Menschen, die den Flüchtlingen helfen. Umso wich-
tiger ist es, dass wir die Mittel auch in 2012 wieder 
zur Verfügung stellen.  

Zweitens – hiermit komme ich auf meinen Redean-
fang zurück –: Ich finde es genauso unerträglich wie 
wohl alle Parlamentarier in Deutschland, dass es 
selten gelingt, einen Haushalt rechtzeitig im jeweili-
gen Vorjahr zu verabschieden. Doch die Verantwor-
tung für diesen Haushalt – das habe ich Ihnen ge-
rade erklärt – tragen CDU und FDP; denn sie haben 
im März diesem Haushalt nicht zugestimmt und 
somit dafür gesorgt, dass viele Menschen ohne 
Perspektive bleiben. 

(Zuruf von Christof Rasche [FDP]) 

Als Letztes gebe ich Ihnen daher freundlich mit – 
darüber können Sie fröhlich lächeln –: Über 2.200 
Beschäftigte des Landes Nordrhein-Westfalen war-
ten in diesem Jahr, 2012, auf ihre Beförderung. Sie 
haben dafür gesorgt, dass die Beförderungen nicht 
möglich waren und sich das für diese Menschen 
auch versorgungstechnisch auszahlt, nämlich nega-
tiv.  

(Beifall von der SPD) 

2.200 haben Ihnen bei der Wahl im Mai bereits die 
Quittung dafür erteilt. Wir werden mit diesem Haus-
halt dafür sorgen, dass den Kolleginnen und Kolle-
gen nicht das gleiche Unrecht erneut widerfährt. 
Deshalb werden wir dem Einzelplan 03 zustimmen. – 
Danke schön.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Stotko. – Für die FDP-Fraktion spricht nun Herr Kol-
lege Dr. Orth. 

Dr. Robert Orth (FDP): Herzlichen Dank. – Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber 
Herr Kollege Stotko, wenn Sie sagen, Sie haben 
nichts geändert, und auch noch stolz darauf sind, 
dann kann ich nur sagen: Dann haben Sie echt 
nichts gelernt, lieber Kollege.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Ich hätte mir gewünscht, dass Sie die Monate ge-
nutzt und sich wenigstens bemüht hätten, schlauer 
zu werden.  
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Wenn Sie uns dann auch noch zuwerfen, es sei 
verantwortungslos gewesen, dass wir unser demo-
kratisches Recht wahrgenommen haben, diesen 
Schrotthaushalt abzulehnen, dann zeigen Sie, dass 
Sie keinerlei Demokratieverständnis haben. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Insofern sollten Sie sich mal fragen, wer denn 
schuld ist, dass viele Beamtinnen und Beamte nicht 
befördert werden konnten.  

(Zuruf von der SPD: Sie!)  

Sie sollten sich auch fragen, warum im Land in den 
letzten Monaten eigentlich nichts vorangekommen 
ist, obwohl Sie die Haushaltsmittel bereits fast ganz 
ausgegeben haben. Auch dazu hätte ich gerne ein 
Wort gehört. An Ihrer Stelle hätte ich als Demokrat 
gesagt: Lieber Minister, es ist ein Skandal, dass du 
mein ganzes Geld schon ausgegeben hast, obwohl 
ich hier noch gar nicht meine Hand gehoben habe.  

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf 
von Minister Ralf Jäger) 

Wenn ich mir anschaue, was denn vorangekommen 
ist, kann ich nur darauf verweisen: rot-grüne Rekord-
unfallbilanz, rot-grüne Rekordkriminalitätsbilanz – 
obwohl alles Geld ausgegeben ist. Und obwohl die 
Kriminalität hoch ist und viele Unfälle im Land passie-
ren, haben wir hier eine Debatte darüber, dass man 
wegen der Demografie weniger Polizistinnen und Po-
lizisten brauche. Ich kann nur sagen: Der Kollege 
Mostofizadeh liegt falsch, wenn er meint, dass wir 
weniger Polizistinnen und Polizisten im Land brau-
chen. Das Land wird auch mit weniger Einwohnern 
nicht kleiner. Wir brauchen die Polizistinnen und Poli-
zisten weiterhin in der Fläche.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Dass wir zu wenige Neueinstellungen haben, das 
bescheinigt Ihnen sogar die Gewerkschaft der Poli-
zei, zu der Sie im Allgemeinen ja ein gutes Verhält-
nis haben. Und wie reagiert die Polizei darauf? Ver-
zweifelt! In der Altstadt von Düsseldorf wird auf der 
Bolkerstraße eine weitere Videokamera installiert, 
weil das Personal fehlt. Das ist nicht der Lösungs-
ansatz der Liberalen.  

(Beifall von den PIRATEN)  

Wir brauchen eine Polizei, die arbeitsfähig ist. Wenn 
man wie ich als neuer innenpolitischer Sprecher mit 
Kolleginnen und Kollegen der Polizei über eine Kir-
mes läuft, um mal zu sehen, wie Streifendienst ab-
läuft, wie alles funktioniert, und dann mitbekommt, 
dass der Digitalfunk aussetzt, weil man sich in der 
Menge nicht mehr unterhalten kann, fragt man sich, 
Kollege Stotko: Wofür haben Sie denn die 
100 Millionen ausgeben? Die Funkgeräte jedenfalls 
funktionieren noch nicht. 

(Beifall von der FDP und den PIRATEN) 

Dann bekommen wir vom Landesrechnungshof die 
Information: Die Polizei hat zu viele Fahrzeuge auf 
dem Hof stehen. – Die eine Lösung ist, sie zu ver-
kaufen. Die andere Lösung ist, das Personal so ein-
zusetzen, dass sie gefahren werden, um Straftaten 
im Land zu verhindern.  

Stattdessen bündelt der Minister die Polizei bei di-
versen Blitzmarathonaktionen, die in meinen Augen 
allenfalls dazu führen, dass der Minister in die Zei-
tung kommt. Das Land wird dadurch nicht sicherer. 
Insofern möchte ich dem Kollegen Kruse widerspre-
chen: Der Minister ist dadurch nicht populär, son-
dern einfach nur bekannt geworden. Ich glaube je-
denfalls, dass die Bevölkerung erkennen wird, dass 
all das nur Alibiaktionen sind.  

(Beifall von der FDP) 

Ich frage mich, da das ganze Geld ja ausgegeben 
ist und die Beamtinnen und Beamte im Innenminis-
terium gearbeitet haben, was dabei eigentlich ge-
setzgeberisch im letzten Jahr herausgekommen ist. 
Das Parlament hat ja nicht gestört. Da hätte man 
doch auch Gesetzentwürfe erarbeiten können, die 
uns im September dieses Jahres alle auf den Tisch 
gelegt worden wären. 

Beispielsweise eine Neuregelung zum Verfas-
sungsschutz fehlt bis heute. Frau Kollegin Düker, 
ich kann nur verwundert zur Kenntnis nehmen, dass 
Sie jetzt sogar auf dem linken Auge blind sein wol-
len. Um zu sparen, wollen Sie beim Verfassungs-
schutz aus ideologischen Gründen nur noch in eine 
Richtung gucken. Was für ein Signal an die Men-
schen draußen ist das denn? Für mich ist Extre-
mismus nicht teilbar. Der Verfassungsschutz muss 
auf beiden Seiten darauf achten, dass Extremismus 
nicht wieder hochkommt, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Auch beim Thema „Dienstrechtsreform“ ist seit dem 
Amtsantritt des Ministers gar nichts passiert. Man 
hätte das Jahr im Ministerium doch nutzen kön-
nen – die Beamtinnen und Beamten haben ja ihr 
Geld bekommen –, um für uns hier Vorschläge zu 
entwickeln. 

(Karl Schultheis [SPD]: Und was war 2005 
bis 2010?) 

Eine schlichte Nullleistung, meine Damen und Her-
ren! 

Bei der Neuregelung der Rettungsdienste gab es 
ebenfalls eine Nullleistung. 

Genauso sieht es beim Datenschutz aus. Der Minis-
ter hat in seiner Regierungserklärung nicht einmal 
das Wort „Datenschutz“ in den Mund genommen. 
Das zeigt: Da ist auch in den nächsten Monaten 
und Jahren nichts zu erwarten. 

Oder nehmen wir das Thema „Entfristungen“! Am 
laufenden Band entfristen wir Gesetze. Teilweise 
verlängern wir sie, teilweise werden die Befristun-
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gen mit rot-grünen Mehrheiten aber auch ganz ge-
strichen. Meine Damen und Herren, Befristungen 
sind ein gutes Mittel, um Bürokratie im Griff zu hal-
ten. Sie kapitulieren bereits nach kurzer Zeit in der 
Regierungsverantwortung davor, die Bürokratie ein-
zuschränken. Das kann ich nicht akzeptieren. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Kollege, kom-
men Sie zum Schluss? Ihre Redezeit ist abgelau-
fen. 

Dr. Robert Orth (FDP): Ja, ich komme zum 
Schluss. – Meine Damen und Herren, mein Fazit 
lautet, dass das Ministerium vor sich hinschnarcht 
und die Bürgerinnen und Bürger darunter leiden. 
Herr Minister, mein Wunsch ist, dass Sie endlich 
wach werden und Reformen voranbringen, statt das 
Geld einfach zu verbraten, sodass es im Land im 
Prinzip nicht besser wird. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Dr. Orth. – Für die grüne Fraktion spricht nun Frau 
Kollegin Schäffer. 

Verena Schäffer (GRÜNE): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Wie Sie wissen, hat 
sich weder der Haushaltsentwurf insgesamt noch 
der Einzelplan 03 gegenüber dem ersten Haus-
haltsentwurf für das Jahr 2012 wesentlich verändert. 
In fünf Wochen wird schon der nächste Haushalts-
entwurf, der für das Jahr 2013, eingebracht. Ich hal-
te es für richtig, die Grundsatzdebatte da zu führen. 

Heute möchte ich vor allen Dingen einen Blick nach 
vorne richten und beschreiben, welche Fragestel-
lungen wir in der Innenpolitik eigentlich zu beant-
worten haben. Übrigens müssen nicht nur die Re-
gierungsfraktionen, sondern auch die Oppositions-
fraktionen diese Fragen beantworten können.  

(Beifall von den GRÜNEN und Hans-Willi 
Körfges [SPD]) 

Wir wissen alle, dass der Ton mit jedem Jahr, das 
wir voranschreiten und der Schuldenbremse im Jahr 
2020 näherkommen, schärfer werden wird. Ich fin-
de, da kann die Opposition nicht einfach sagen: „Auf 
der einen Seite wollen wir mehr Polizei; auf der an-
deren Seite wollen wir mehr sparen“, sondern sie 
muss sagen, was sie eigentlich will, sie muss hier 
auch mal richtige Vorschläge vorlegen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir wissen, dass die Diskussion wegen der Schul-
denbremse schwierig ist. Trotzdem haben wir als 
rot-grüne Koalition an unserer Absicht festgehalten, 
1.400 neue Polizistinnen und Polizisten einzustel-
len. Wir wollen weiterhin das von Schwarz-Gelb 
Versäumte aufholen. Schwarz-Gelb hat es nämlich 

versäumt, die Neueinstellungen entsprechend ein-
zuplanen. Das werden wir nun machen. Mit der er-
höhten Einstellungsermächtigung haben wir auch 
13 neue Stellen bei der Fachhochschule für öffentli-
che Verwaltung eingerichtet. 

Die Ausbildungskapazität der nordrhein-westfäli-
schen Polizei ist mit diesen 1.400 neuen Stellen be-
reits erschöpft. Trotzdem wird diese Zahl der Neuein-
stellungen nicht ausreichen, um den demografischen 
Wandel innerhalb der Polizei aufzufangen. Sie, die 
Opposition, haben jahrelang die Berichte unter Ver-
schluss gehalten und nicht offengelegt, wie es bei der 
Polizei eigentlich aussieht. Die Polizei wird natürlich 
älter. Wenn das Ganze 2016 kippen wird, wenn es 
mehr Pensionierungen als Einstellungen geben wird, 
dann haben wir ein Problem. Auf dieses Problem 
kann man nicht sehenden Auges zulaufen, finde ich. 
Vielmehr müssen wir überlegen: Wie gehen wir mit 
diesem hohen Altersdurchschnitt – den es jetzt schon 
gibt, insbesondere in vielen Kreispolizeibehörden, 
gerade im ländlichen Raum – eigentlich um? Wie 
machen wir Polizei effizienter? Wie können wir das 
Gesundheitsmanagement stärken? 

Für mich heißt das aber auch, dass wir darüber re-
den müssen, wie wir die Polizei entlasten können. 
Als Beispiel ist in der öffentlichen Diskussion die 
Begleitung von Schwertransporten genannt worden. 
Warum kann diese Aufgabe nicht von Privaten, von 
zertifizierten Dienstleistern, übernommen werden? 

Ein anderes Beispiel ist die Bereitschaftspolizei. Es 
ist doch total irre, dass andere Bundesländer ihre 
Bereitschaftspolizei abbauen und unsere Hundert-
schaften jedes Wochenende in andere Bundeslän-
der fahren müssen, anstatt hier eingesetzt zu wer-
den, und immer mehr Überstunden anhäufen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD und den PIRATEN) 

Wir haben diese Diskussion über die Aufgabenkritik 
gerade erst begonnen. Die Opposition täte gut da-
ran, diese Aufgabenkritik konstruktiv mit zu führen, 
damit es – da haben wir ja ein gemeinsames Ziel – 
eine bürgernahe Polizei in wahrsten Sinne des Wor-
tes gibt: bürgernah auf der Straße bei den Men-
schen, aber auch gut qualifiziert und professionell in 
den Bereichen, wo wir sie brauchen, wo es neue 
Herausforderungen gibt, zum Beispiel bei der Inter-
netkriminalität. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN) 

Heute Morgen ist über das Gemeindefinanzie-
rungsgesetz diskutiert worden. Ich glaube, dass vie-
le von denen, die hier sitzen, gar nicht wissen, wie 
viel das mit Sicherheitspolitik zu tun hat. Feuerwehr-
leute sind Kommunalbeamtinnen und -beamte, die 
unmittelbar von der finanziellen Lage in den Kom-
munen abhängig sind, und zwar dann, wenn es um 
die Beförderung geht, die bei der Feuerwehr viel zu 
häufig ausbleibt, weil das Geld dafür nicht vorhan-
den ist.  
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Da können wir noch so viel über Kinderfeuerwehren 
und über Imagekampagnen diskutieren; das hilft der 
Berufsfeuerwehr auch nicht, Nachwuchs zu finden, 
wenn wir es nicht schaffen, Perspektiven zu eröff-
nen, gerade auch im Wettbewerb um Fachkräfte. 
Schließlich arbeiten bei der Feuerwehr Personen, 
die mit einer Ausbildung dahin kommen. Wir müs-
sen dafür sorgen – und das ist ein sicherheitspoliti-
sches Anliegen –, dass es den Kommunen besser 
geht. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD und den PIRATEN) 

Ich möchte noch kurz auf den Datenschutz einge-
hen. Auch hier haben wir es geschafft, die Verände-
rungen aus dem Haushaltsgesetz 2011 fortzufüh-
ren. Wir wissen, dass wir starke Gesetze für den 
Datenschutz brauchen – wie die europäische Da-
tenschutzgrundverordnung, die momentan diskutiert 
wird. Wir brauchen aber auch starke Institutionen. 
Dafür sorgen wir. Wir haben das schwarz-gelbe 
Streichkonzert beim Datenschutz beendet. Wir ha-
ben größere Personalkapazitäten geschaffen. Da-
ran halten wir fest, um dem Datenschutz insgesamt 
einen höheren Stellenwert zukommen zu lassen. 

(Beifall von den GRÜNEN)  

Meine Redezeit läuft ab, aber ich möchte schon 
noch auf das Thema „Verfassungsschutz“ einge-
hen, weil es mich wirklich ärgert. Es geht nicht da-
rum, dass wir Einsparungen beim Verfassungs-
schutz wollen, sondern es geht darum, dass wir 
über die Folgen der NSU-Morde diskutieren: Was 
muss beim Verfassungsschutz anders, besser und 
neu gemacht werden? Es geht darum, wie man den 
Verfassungsschutz auf seine Kernbereiche zurück-
führen kann, damit er den gewalttätigen verfas-
sungsfeindlichen Rechtsextremismus und den ge-
walttätigen verfassungsfeindlichen Islamismus beo-
bachtet und nicht wie bisher … 

(Zuruf von Dr. Robert Orth [FDP]) 

– Ja, es geht aber darum, dass die Gefahr nicht von 
Links, sondern von Rechts und von den Salafisten 
und von den Islamisten ausgeht! Darauf müssen wir 
doch gucken! 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Es geht auch nicht darum, dass wir beim Verfas-
sungsschutz einsparen wollen. Ich würde mir wirk-
lich wünschen, dass auch die Opposition diese Dis-
kussion führen und aus den NSU-Morden lernen 
würde. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Schäffer. – Für die Fraktion der Piraten spricht nun 
Kollege Schatz. 

Dirk Schatz (PIRATEN): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Ich stehe jetzt hier – es 
ist Anfang November 2012 – und soll über den 
Haushalt des Jahres 2012 reden, Vorschläge ma-
chen, was wir Piraten uns für dieses Jahr vorstellen, 
wo wir Geld investieren oder eventuell auch sparen 
wollen. Das Problem ist, dass das schon vor gut ei-
nem Jahr hätte stattfinden sollen und wir jetzt über 
den Haushalt 2013 reden sollten. Das tun wir leider 
nicht. 

Aufgrund dieser Farce, die hier meiner Meinung 
nach stattfindet, und weil für dieses Jahr ohnehin 
keine Änderungen mehr möglich sind, möchte auch 
ich die Gelegenheit nutzen, einen kleinen Blick auf 
das kommende Haushaltsjahr zu werfen.  

Im Einzelplan 03 erkennt man sehr schnell, dass die 
Polizei mit knapp 55 % aller Ausgaben im Bereich 
des Innenministeriums den weitaus größten Posten 
einnimmt. Entsprechend wird deutlich, welchen Stel-
lenwert die Polizei in diesem Land hat. Folglich wird 
die Polizei zwangsläufig auch einen Schwerpunkt 
unserer Politik darstellen. 

Herr Stotko, um noch einmal auf Ihre Vorwürfe zu-
rückzukommen: Die Anträge, die Sie angesprochen 
haben, existieren nicht. Die haben wir nicht gestellt. 
Da sollten Sie vielleicht noch mal reinschauen. 

(Thomas Stotko [SPD]: Die sind doch auf Ih-
rer Homepage!) 

– Die haben wir hier im Plenum nicht gestellt. 
Schauen Sie hin! 

(Thomas Stotko [SPD]: Sie stehen auf Ihrer 
Homepage!) 

Wir begrüßen es, dass die Landesregierung die 
Zahl der Neueinstellungen der Kommissaranwärter 
auf 1.400 erhöht hat. Wir hoffen, dass das auch in 
den nächsten Jahren mindestens so bleiben wird. 
Wir sehen allerdings mit Sorge, dass das mit einer 
gewissen Wahrscheinlichkeit nicht ausreichen wird, 
um dem demografischen Wandel innerhalb der Po-
lizei in den nächsten Jahren entgegenzuwirken. 
Entsprechend wollen wir im nächsten Jahr zumin-
dest darauf hinarbeiten, die Einstellungszahlen, 
wenn nötig, weiter zu erhöhen. Und wir möchten 
versuchen, im nächsten Jahr die Grundlagen für 
Neueinstellungen zu schaffen. 

Einer dieser Grundlagen ist, zunächst einmal dafür 
Sorge zu tragen, dass wir überhaupt genügend Be-
werber haben. Das ist nämlich leider nicht der Fall. 
Die Antwort auf meine Kleine Anfrage hat offenge-
legt: Bei knapp 3.300 geeigneten Bewerbern im 
Jahr 2011 und 1.400 Einstellungen im Jahr 2012 
ergibt sich eine Quote von etwas mehr als 2:1. Wir 
haben also gerade einmal zwei Bewerber auf eine 
Stelle. Da müssen wir erheblich nachbessern – völ-
lig egal, ob wir neu einstellen oder nicht.  
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Aber nicht nur die Polizei, sondern der öffentliche 
Dienst insgesamt wird für viele, insbesondere die 
hochqualifizierten jungen Menschen immer unat-
traktiver. In vielen Bereichen kann er mit den Ange-
boten der freien Wirtschaft einfach nicht mehr mit-
halten. Die Zeiten, in denen das Argument der Un-
kündbarkeit gereicht hat, sind vorbei. Wir werden 
daher nicht darum herumkommen, in Zukunft mehr 
Geld in die Hand zu nehmen, wenn wir dort auch 
weiterhin nicht auf hochqualifizierte Bewerber ver-
zichten wollen. 

Ebenfalls begrüßen wir Piraten den Vorstoß der 
Koalition, den Bereich des Open Gouvernements 
voranbringen zu wollen. Das ist für uns selbstver-
ständlich. Dort zu investieren heißt, in die Demokra-
tie zu investieren. Wir sind gespannt, wie viel Ihnen 
diese Investition wirklich wert ist. 

Auch in der Flüchtlingspolitik werden wir schauen, 
inwieweit die Bemühungen der Landesregierung 
ausreichen, um der gestiegenen Anzahl von Flücht-
lingen gerecht zu werden. Wir schauen auf die ak-
tuellen Ereignisse, für die die Kommunen wirklich an 
allen Enden sparen und mehr Geld für Flüchtlinge 
bereitstellen müssen. 

Es darf aber nicht vergessen werden, auch dorthin 
zu schauen, wo gespart werden kann; es geht also 
nicht nur um die Ausgaben. Neben dem klassischen 
Sparen, bei dem man weniger Geld ausgibt oder 
einfach die Einnahmen erhöht, ist Sparen auch 
möglich, indem man die vorhandenen Ressourcen 
einfach effizienter nutzt. Dies gelingt – wie immer 
bei finanziellen Dingen – am besten beim Personal. 

Schaut man sich beispielsweise die Krankenstände 
im öffentlichen Dienst an, die in einigen Bereichen 
mit über 8 % zwei- bis dreimal so hoch ausfallen wie 
die in der freien Wirtschaft, dann wird deutlich, wie 
viel ungenutztes Potenzial für den öffentlichen 
Dienst abgerufen werden kann, was beispielsweise 
auch die Zahl der benötigten Neueinstellungen 
massiv reduzieren würde. 

Dies führt wiederum zu weiteren Einsparungen. Zu 
nennen sind Einsparungen bei der freien Heilfürsor-
ge, weniger Ausgaben für Beihilfen oder für die vor-
zeitigen Zur-Ruhe-Setzungen sowie insgesamt ein 
verbessertes Betriebsklima, was wiederum ein bes-
seres Arbeiten ermöglicht. Gerade dieser Punkt wird 
im Rahmen der Dienstrechtsreform eines der gro-
ßen Themen des nächsten Jahres sein, dessen wir 
uns selbstverständlich annehmen werden. 

Wir hoffen, dass wir bei dem einen oder anderen 
Punkt im nächsten Jahr bei den anderen Fraktionen 
auf offene Ohren stoßen und dass das eine oder 
andere Projekt auch gemeinsam umgesetzt werden 
kann. – Vielen lieben Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Kollege Schatz. – Für die Landesregierung hat nun 
der Innenminister, Herr Jäger, das Wort. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Herr Dr. Orth, ich hoffe, ich ha-
be Sie in einem Passus Ihrer Rede nicht missver-
standen. Ich habe es so wahrgenommen, dass Sie 
sagten: Mein Ministerium, ich selbst, diese Landes-
regierung hätte Gesetzentwürfe einbringen und zu 
einem Zeitpunkt beschließen können, als das Par-
lament nicht gestört hätte. 

(Zuruf von Dr. Robert Orth [FDP]) 

– Herr Orth, das ist so bei mir angekommen. Das 
würde ein sehr seltsames Verhältnis zur Demokratie 
widerspiegeln, das ich selbst, ich glaube, große Tei-
le dieses Parlamentes und ganz sicher auch diese 
Landesregierung nicht hat. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich möchte gerne auf einen weiteren Punkt Ihrer 
Rede eingehen. Sie sagen: Wir sind im November – 
in der Tat –, und beraten jetzt den Haushaltsentwurf 
2012. – Ich darf noch mal deutlich machen, dass 
nicht wir das zu verantworten haben. Sie in Person 
hätten die Möglichkeit gehabt, diesen Haushalt be-
reits im März dieses Jahres zu beschließen. 

(Thomas Stotko [SPD]: Genau mit einer Stimme!) 

Die Tatsache, dass wir im Rahmen der vorläufigen 
Haushaltsführung Geld ausgegeben haben, ist übri-
gens in der Verfassung verankert. Ich hoffe, Sie 
können zur Kenntnis nehmen, dass mein Ressort 
überwiegend Personalkosten zum Inhalt hat und 
dass wir in der Zwischenzeit Löhne und Gehälter 
gezahlt haben. Ich gehe nicht davon aus, Herr Dr. 
Orth, dass Sie dieser Landesregierung vorwerfen, 
dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Lan-
desverwaltung pünktlich ihren Lohn aufs Konto 
überwiesen bekommen haben.  

(Heiterkeit von Walburga Benninghaus [SPD]) 

Ich darf darauf hinweisen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, dass dieser Einzelplan im We-
sentlichen die Sicherheit in diesem Land finanziert. 
Für die Polizei gilt ganz besonders, dass man bei ihr 
nur das ernten kann, was man zuvor gesät hat. 
Deshalb setzen wir in diesem Einzelplan auf eine 
gut ausgebildete und eine qualitativ hochwertig 
ausgestattete Polizei.  

Ich will, weil die Zeit so knapp ist, nur einige wenige 
Punkte ansprechen. Beispielsweise hat Herr Kolle-
ge Stotko schon darauf hingewiesen, dass wir 
8,2 Millionen € zusätzlich in die Hand nehmen, um 
beim Landeskriminalamt DNA-Analysen durchzu-
führen. Diese Spuren liegen seit Jahren dort, und 
nie haben die Laborkapazitäten für ihre Auswertung 
ausgereicht. Diesen Bauch, denn das LKA jahre-
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lang vor sich hergeschoben hat, wollen wir endlich 
abbauen. Ich glaube, es war ein fataler Fehler und 
fahrlässig von der Vorgängerregierung, auch im 
Sinne der Opfer von Straftaten, dass DNA-Analysen 
zum Teil jahrelang aufgeschoben wurden und Er-
mittlungsverfahren nicht ordentlich beendet werden 
konnten.  

Dieser Einzelplan hat beispielsweise auch unseren 
präventiven Ansatz „Kurve kriegen“ zum Inhalt. Wir 
wollen nicht zuschauen, wie Kinder und Jugendliche 
schon früh auffällig werden. Denn diese Gesell-
schaft hat nicht die Instrumente entwickelt, um eine 
kriminelle Karriere zu verhindern, sodass diesen ju-
gendlichen Intensivtätern nur noch der Strafvollzug 
als Möglichkeit bleibt. Wir haben mit dem Projekt 
„Kurve kriegen“ Neuland betreten. Mir ist es sehr 
wichtig, dass die Erfolge evaluiert werden und wir 
nachweisen können, dass sich diese Investition in 
Prävention lohnt.  

Bei der Polizei lasse ich aber, Herr Dr. Orth, keine 
Legendenbildung durchgehen. Ich will deutlich ma-
chen, dass mein Vorvorgänger, der Kollege Fritz 
Behrens im Jahr 2004 einen Bericht über den Al-
tersaufbau der nordrhein-westfälischen Polizei in 
Auftrag gegeben hat. Sie haben im Jahr 2005 politi-
sche Verantwortung übernommen. Im Jahr 2006 lag 
dieser Altersbericht dem Ministerium vor. Da war er 
unter Verschluss, bis ich ihn veröffentlicht habe. Da-
rin steht nachweislich, welchen eigentlichen Einstel-
lungsbedarf die nordrhein-westfälische Polizei frü-
her gehabt hätte, um die zukünftigen und drohen-
den hohen Altersabgänge im Rahmen der demogra-
fischen Entwicklung abfedern zu können.  

Aber was haben Sie getan? Sie haben 2005 500 
Beamtinnen und Beamten eingestellt. 2006 waren 
es in Kenntnis dieser demografischen Veränderun-
gen wieder nur 500. 2007 lag der Bericht immer 
noch in der Schublade und verstaubte, und Sie ha-
ben wieder nur 500 eingestellt.  

(Thomas Stotko [SPD]: Genau!) 

Erst 2008 haben Sie damit begonnen, die Einstel-
lungszahl auf 1.100 zu erhöhen. Das war viel zu 
spät, denn allein diese drei Jahre unzureichender 
Ausbildung führen dazu, dass wir irgendwann 2.700 
Beamte zu wenig auf der Straße haben.  

(Theo Kruse [CDU]: Und in den 20 Jahren 
vorher?) 

Wir haben auf Grundlage dieses Altersberichts so-
fort gehandelt und die Einstellungszahlen auf 1.400 
erhöht. Das ist übrigens die maximale Ausbildungs-
kapazität, die bei der nordrhein-westfälischen Poli-
zei überhaupt zu leisten ist.  

Herr Dr. Orth, ich lasse Ihnen diese Legendenbil-
dung nicht durchgehen. Es ist Ihr Versäumnis, dass 
zu wenige Polizeibeamtinnen und -beamten in die-
sem Land ausgebildet wurden. Sie haben die Auf-
klärungsquote und die Quote der Straftaten in Nord-

rhein-Westfalen nicht dahin gehend zu bewerten. 
Das alles ist hausgemacht von der Vorgängerregie-
rung zwischen 2005 und 2010. Es ist Ihre Verant-
wortung – auch Ihre persönliche, Herr Dr. Orth.  

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN – Zuruf von Dr. Robert Orth 
[FDP]) 

Wenn es gestattet ist, Herr Präsident, würde ich 
gern noch auf einen weiteren Bereich eingehen, 
nämlich – Herr Kruse, Sie haben das thematisiert – 
die Verwaltungsstrukturreform. Wie modernisieren 
wir Landesverwaltung? Wie kommen wir aufgrund 
des demografischen Wandels dazu, Aufgaben tat-
sächlich infrage zu stellen oder möglicherweise zu 
optimieren, um zu einem geringeren Personalein-
satz zu kommen? Das haben wir uns auf die Fah-
nen geschrieben. Das können Sie in unserem Koali-
tionsvertrag nachlesen. Ich glaube, es ist nicht da-
mit getan, mal eben einen Schalter umzulegen, 
sondern das muss ein dauerhafter, fließender und 
immerwährender Prozess sein.  

Ich sage Ihnen, was Sie gemacht haben. Sie sind 
mit der Axt durch die Stellenpläne gegangen und 
haben das „Verwaltungsmodernisierung“ genannt.  

(Widerspruch von Theo Kruse [CDU]) 

Sie haben Aufgaben an die Kommunen nach unten 
geschoben, sozusagen bei den Behörden nur das 
Messingschild ausgewechselt, das als „Verwal-
tungsstrukturreform“ verkauft und den Kommunen 
viel zu wenig Geld als Kostenerstattung gegeben.  

Wir werden nach dem Urteil des Verfassungsge-
richtshofs für diese Art der Modernisierung, die Sie 
betrieben haben, 21 Millionen € zusätzlich in die 
Hand nehmen müssen, um die Kosten für das zu 
erstatten, was die Kommunen im Rahmen der Auf-
gabenwahrnehmung zu leisten hatten. Das war Ihr 
Verständnis von Verwaltungsstrukturreform; das ist 
nicht unser Verständnis von Verwaltungsstrukturre-
form, lieber Herr Kruse.  

(Beifall von der SPD) 

Ich will damit enden, dass wir natürlich versuchen 
werden, die Behörden in meinem Geschäftsbereich 
so mit Personal auszustatten, dass sie ihrer Aufga-
be, auch Beschlüsse dieses Landtags umzusetzen, 
qualitativ und quantitativ in ausreichendem Maße 
nachkommen können.  

Ich freue mich ganz besonders, dass der Einzel-
plan 03 vorsieht, in diesem Jahr 300 zusätzliche 
Auszubildende im Landesdienst in Nordrhein-
Westfalen einzustellen. Das ist auch ein Beitrag des 
Landes Nordrhein-Westfalen und dieser Landesre-
gierung, damit junge Menschen in diesem Land ei-
ne Perspektive bekommen. – Herzlichen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 
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Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Wir sind am Ende der Beratungen zu 
Einzelplan 03.  

Da wir in die Zeitphase von 12:30 Uhr bis 14 Uhr 
eingetreten sind, findet die Abstimmung erst spä-
ter statt. (Siehe Abstimmung zu Einzelplan 6) Das 
ist auch der Grund, warum der Landesminister die 
Redezeit ein bisschen überziehen durfte.  

(Heiterkeit von den PIRATEN) 

Wenn jemand Bedarf hat, dazu noch etwas zu sa-
gen, dürfte er das tun. Wenn das aber keine Kolle-
gin und kein Kollege wünschen, fahren wir mit dem 
nächsten Einzelplan fort. – Niemand widerspricht.  

Dann rufe ich auf: 

 Einzelplan 05 
Ministerium für Schule und Weiterbildung 

Ich weise hin auf die Beschlussempfehlung und den 
Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/1205. Ich eröffne die Beratung und 
erteile für die CDU-Fraktion Frau Kollegin Vogt das 
Wort. 

Petra Vogt (CDU): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Stolz präsentiert uns am heuti-
gen Tage die Landesregierung den Einzelplan 05 
„Schule und Weiterbildung“.  

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Mit Recht!) 

Dieser Plan weist keine wesentlichen Änderungen 
gegenüber dem im Januar 2012 eingebrachten 
Entwurf auf. Stolz ist man deshalb darauf, dass man 
nicht nur Einsparbemühungen unterlässt, sondern 
dass sogar die durch rückläufige Schülerzahlen frei 
werdenden Finanzmittel im System Schule verblei-
ben können.  

Natürlich freuen sich die Bildungspolitiker, wenn die 
sogenannten demografischen Gewinne im System 
Schule erhalten bleiben. Das ist eine tolle Leistung. 
Allerdings müssen wir uns im Klaren sein: Wenn der 
Haushalt saniert werden soll aufgrund der Schul-
denbremse und vor allen Dingen natürlich aufgrund 
der Generationengerechtigkeit, dann müssen Inves-
titionen in Bildung als Prioritätensetzung an anderer 
Stelle eingespart werden.  

Wäre der Gesamthaushalt 2012 ein Haushalt, der 
auch nur ansatzweise Konsolidierungsanstrengun-
gen erkennen ließe, könnte man als Bildungspoliti-
ker tatsächlich der zuständigen Ministerin gratulie-
ren. Es wäre ihr ja dann gelungen, im zähen Ringen 
mit den anderen Fachbereichen einen Schwerpunkt 
auf das wichtige Thema „Bildung“ zu legen.  

Aber nichts dergleichen ist der Fall. Rekordsteuer-
einnahmen werden mit Rekordschulden beantwor-
tet. Diese sogenannte präventive Politik dann auch 

noch auf dem Rücken unserer Kinder als Schulden-
politik, die sie ja nun einmal ist, in irgendeiner Weise 
verkaufen zu wollen, das ist ungerecht und vor allen 
Dingen auch unsozial. 

(Beifall von der CDU) 

Schulden, meine Damen und Herren, sind keine 
Bildungsgerechtigkeit. Schuldenmachen ist fahrläs-
sige Verweigerung von politischer Gestaltung und 
verspielt unsere Zukunft. 

(Beifall von der CDU) 

Der Einzelplan 05 ist nun kein unwichtiger. Er ist mit 
einem Anteil von 15 Milliarden €, 26 % an den Ge-
samtausgaben, der größte Einzeletat. Wir alle müs-
sen uns daher Gedanken machen, wie wir die Lan-
desfinanzen sanieren können. Das ist keine Aufga-
be, die nur einer Fraktion zukommt. Diese Aufgabe 
haben alle Fraktionen. 

Wichtig wäre es hierbei aus Sicht der CDU-Fraktion, 
Potenziale zu erschließen, die nicht zulasten der 
Unterrichtsversorgung und damit zulasten unserer 
Schülerinnen und Schüler gehen. Man kann es sich 
natürlich auch einfach machen wie die grün-rote 
Landesregierung in Baden-Württemberg und mas-
senweise Lehrerstellen streichen. Diesen Weg wol-
len Sie doch hoffentlich nicht irgendwann in diesem 
Hause gehen müssen, oder? 

Es kann natürlich sein, dass, wenn man sich kon-
sequent einem Sparen verweigert, vielleicht dann 
auch irgendwann – diese Frage geht natürlich an 
Grün und Rot – die eigenen Parteikollegen aus den 
anderen Bundesländern anfangen, unangenehme 
Fragen zu stellen, die gerade diesen doch wenig 
bildungsintensiven Weg betreffen.  

Unklar ist uns in diesem Einzelplan auch, warum 
Sie gerade im erfolgreichen berufsbildenden Sys-
tem, um das uns ganz viele Länder beneiden, bis 
2015 500 Lehrerstellen abbauen möchten, wo dort 
heute bereits zum Teil eklatanter Lehrermangel 
herrscht und wir uns eine Zukunft ohne eine gute 
Berufsausbildung in diesem Lande eigentlich nicht 
vorstellen können. 

Sie zeigen im vorgelegten Entwurf also nicht nur 
mangelnden Sparwillen, sondern Sie zeigen auch 
noch – und das ist vielleicht noch schlimmer – eine 
fehlende Prioritätensetzung.  

Besonders deutlich wird das im Bereich Inklusion. 
Es fehlt an Mitteln für qualifizierte Fortbildung der 
Lehrkräfte, und vor allem fehlt es an einer ausrei-
chenden Anzahl an Sonderpädagogen, um eine 
qualitativ hochwertige Umsetzung dieses ganz be-
sonders wichtigen Inklusionsprozesses in unserem 
Land zu gewährleisten, meine Damen und Herren. 

Ich glaube, dieses Thema ist so wichtig, dass es ei-
nigen vielleicht noch gar nicht klar ist, was da ei-
gentlich im nächsten Jahr in Nordrhein-Westfalen in 
den Schulen passieren wird, wie dramatisch dieser 
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(Angela Freimuth [FDP] schüttelt den Kopf.) 

Der zweite Punkt, den wir als Landesregierung vo-
ranbringen, ist die Forschungs- und die Technolo-
giestrategie. Ich habe Ihnen „Fortschritt NRW“, das 
Rahmenprogramm, vorgestellt. Damit stärken wir 
den Forschungsstandort hier in Nordrhein-
Westfalen. Wir haben das neue Max-Planck-Institut, 
das uns in der Frage der Energiekonversion weiter-
bringen wird. Wir haben auch die zweite Ausbaustu-
fe für die Petaflop-Höchstleistungsrechner in Jülich. 
Sie kosten eine Menge Geld, aber das sind wirklich 
sinnvoll investierte Mittel.  

Wir können mit dem, was wir hier in der For-
schungspolitik an Geld investieren, wirklich Antwor-
ten auf die großen Herausforderungen unserer Zeit 
geben. Wir stärken ganz gezielt die Wettbewerbsfä-
higkeit unseres Forschungsstandortes. Wir kämpfen 
gegen den Fachkräftemangel, und wir sorgen für 
eine Verbesserung der Wettbewerbsposition hier in 
Nordrhein-Westfalen.  

Falls Sie noch nicht ganz so überzeugt sind: Ich 
durfte gestern beim Bundesverband mittelständi-
sche Wirtschaft referieren und habe dort unsere In-
novationsstrategie vorgestellt. Die waren übrigens 
von dieser Strategie ganz begeistert. Wenn man 
sich vorstellt, dass der überwiegende Teil unserer 
Industrie mittelständisch geprägt ist, fühle ich mich 
da jedenfalls in guter Gesellschaft.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wir setzen den Konsoli-
dierungskurs fort. Das ist notwendig. Wir schaffen 
aber gleichzeitig Spielraum für die Gestaltung der 
Zukunft in Nordrhein-Westfalen. Wir investieren in 
die Bildung, wir investieren in die Forschung, wir in-
vestieren in junge Menschen. Das ist gut angelegtes 
Geld. Ich würde mich über eine Unterstützung die-
ses Einzelplans wirklich freuen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Damit sind wir am Schluss der Bera-
tung; mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.  

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel-
plan 06. Der Haushalts- und Finanzausschuss emp-
fiehlt in der Beschlussempfehlung Drucksache 
16/1206, den Einzelplan unverändert anzunehmen. 
Ich darf Sie fragen, wer dafür ist, dieser Beschluss-
empfehlung zu folgen. – Wer ist dagegen? – Wer 
enthält sich der Stimme? – Damit ist die Beschluss-
empfehlung mit den Stimmen der Fraktionen der 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen angenommen 
und der Einzelplan 06 beschlossen.  

Wir kommen zurück zu den vorhin beratenen Ein-
zelplänen 05 und 03 und holen die Abstimmung 
nach. 

Zu dem Einzelplan 05, Ministerium für Schule und 
Weiterbildung, liegt uns die Beschlussempfehlung 
Drucksache 16/1205 des Haushalts- und Finanz-
ausschusses vor. Er empfiehlt, den Einzelplan un-
verändert anzunehmen. Ich darf auch hier um 
Handzeichen bitten, wer dieser Beschlussempfeh-
lung folgen möchte. – Wer ist dagegen? – Gibt es 
Enthaltungen? – Bei vereinzelten Enthaltungen der 
Fraktion der Piraten ist diese Beschlussempfehlung 
mit den Stimmen der Fraktionen SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen bei Gegenstimmen aus den 
Fraktionen CDU, FDP und Piraten angenommen. 
Der Einzelplan 05 ist verabschiedet.  

Dann kommen wir zur Abstimmung über den Ein-
zelplan 03, Ministerium für Inneres und Kommuna-
les. Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt 
in Drucksache 16/1203, den Einzelplan 03 unver-
ändert anzunehmen. Ich darf auch hier um Hand-
zeichen bitten, wer dieser Beschlussempfehlung 
Folge leisten möchte. – Wer ist dagegen? – Gibt es 
Enthaltungen? – Damit ist auch die Beschluss-
empfehlung Drucksache 16/1203 mit den Stim-
men der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
bei Gegenstimmen der Fraktionen CDU und FDP 
und Enthaltungen der Fraktion der Piraten ange-
nommen. Der Einzelplan 03 ist damit verabschie-
det.  

Wir kommen nun zum 

 Einzelplan 10 
Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 

mit den Teilbereichen Umwelt und Naturschutz, 
Verbraucherschutz, Landwirtschaft und Klima-
schutz. Ich weise hier auf die Beschlussempfehlung 
und den Bericht des Haushalts- und Finanzaus-
schusses Drucksache 16/1210 hin und eröffne die 
Beratung für die folgenden Teilbereiche: 

 Teilbereich 
Umwelt und Naturschutz 

 Teilbereich 
Verbraucherschutz  

 Teilbereich 
Landwirtschaft 

Für die Fraktion der CDU hat die Kollegin Schulze 
Föcking das Wort.  

Christina Schulze Föcking (CDU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wohl 
kaum ein Bereich ist so negativ von dem Regie-
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